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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Hubert REISNER als Einzelrichter Uber die Beschwerde von
XXXX, BNr. XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 28.3.2013, AZ XXXX, betreffend Einheitliche
Betriebspramie 2007, zu Recht erkanntDas Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Hubert REISNER als
Einzelrichter Uber die Beschwerde von romisch 40 , BNr. rémisch 40 , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria
(AMA) vom 28.3.2013, AZ rémisch 40, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2007, zu Recht erkannt

A)

Die Beschwerde wird gemalR 8 28 Abs 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) abgewiesenDie Beschwerde
wird gemald Paragraph 28, Absatz 2, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassigDie Revision ist gemal3 Artikel
133, Absatz 4, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1.1 Die Beschwerdefuhrerin stellte fir das Antragsjahr 2007 den Mehrfachantrag-Flachen vom 19.3.2007 und
beantragte ua die Gewdhrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2007 fur in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Die Beschwerdefuhrerin ist Auftreiber auf die Almen
mit den Betriebsnummern XXXX sowie XXXX, fur die deren jeweiliger Bewirtschafter ebenfalls Mehrfachantrage
stellte.1.1 Die BeschwerdefUhrerin stellte fur das Antragsjahr 2007 den Mehrfachantrag-Flachen vom 19.3.2007 und
beantragte ua die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2007 far in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Die Beschwerdefuhrerin ist Auftreiber auf die Almen
mit den Betriebsnummern rémisch 40 sowie rémisch 40 , fir die deren jeweiliger Bewirtschafter ebenfalls
Mehrfachantrage stellte.

1.2 Mit Bescheid vom 28.12.2007, AZ XXXX, gewahrte die AMA der BeschwerdefUhrerin fur das Antragsjahr 2007 eine
Betriebspramie in Héhe von € 967,65. Dabei legte sie 25,20 zugewiesene flachenbezogene Zahlungsanspruche, eine
beantragte Flache von 26,73 ha, davon 22,55 ha Almflache, und eine ermittelte Flache im Ausmal von 25,20 ha, davon
22,55 ha Almflache, zugrunde.1.2 Mit Bescheid vom 28.12.2007, AZ rémisch 40 , gewahrte die AMA der
Beschwerdefihrerin fir das Antragsjahr 2007 eine Betriebspramie in Hohe von € 967,65. Dabei legte sie 25,20
zugewiesene flachenbezogene Zahlungsanspriche, eine beantragte Flache von 26,73 ha, davon 22,55 ha Almflache,

und eine ermittelte Flache im Ausmal von 25,20 ha, davon 22,55 ha Almflache, zugrunde.

1.3 Am 22.10.2010 wurde auf der Alm mit der Betriebsnummer XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefihrt, bei der
festgestellt wurde, dass im Jahr 2007 die Futterflache statt der beantragten 148,71 ha nur 119,51 ha betrug.1.3 Am
22.10.2010 wurde auf der Alm mit der Betriebsnummer rémisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefuhrt, bei der
festgestellt wurde, dass im Jahr 2007 die Futterfldche statt der beantragten 148,71 ha nur 119,51 ha betrug.

1.4 Am 27.9.2012 wurde auf der AIm mit der Betriebsnummer XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefihrt, bei der
festgestellt wurde, dass im Jahr 2007 die Futterflache statt der beantragten 77,92 ha nur 25,32 ha betrug.1.4 Am
27.9.2012 wurde auf der Alm mit der Betriebsnummer réomisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefuhrt, bei der
festgestellt wurde, dass im Jahr 2007 die Futterflache statt der beantragten 77,92 ha nur 25,32 ha betrug.

1.5 Am 22.10.2012 wurde auf der Alm mit der Betriebsnummer XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefihrt, bei der
festgestellt wurde, dass im Jahr 2007 die Futterflache statt der beantragten 477,31 ha nur 261,64 ha betrug.1.5 Am
22.10.2012 wurde auf der Alm mit der Betriebsnummer rémisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefuhrt, bei der
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festgestellt wurde, dass im Jahr 2007 die Futterfldche statt der beantragten 477,31 ha nur 261,64 ha betrug.

1.6 Mit Abanderungsbescheid vom 28.5.2013 gewahrte die AMA der Beschwerdefuhrerin fur das Antragsjahr 2008 eine
Betriebspramie in Hohe von € 905,83. Dabei legte sie 25,20 zugewiesene flachenbezogene Zahlungsanspruche, eine
beantragte Flache von 23,59 ha und eine ermittelte Flache im selben Ausmalf3 zugrunde.

1.7 Mit angefochtenem Abanderungsbescheid vom 28.3.2013, AZ XXXX, gewahrte die AMA der Beschwerdeflhrerin
aufgrund des Ergebnisses der Vor-Ort-Kontrollen fur das Antragsjahr 2012 eine Betriebspramie in Héhe von € 657,39
und sprach eine Ruckforderung von € 310,26 aus, wobei sie 25,20 flachenbezogene Zahlungsanspriche, eine
beantragte Flache von 26,73 ha, davon 22,55 ha Aimflache, und eine ermittelte Fldche von 17,12 ha, davon 12,94 ha
Almflache, zugrunde legte. Die Differenzflache betrage 8,08 ha und somit mehr als 20 %. Da die vierjahrige
Verjahrungsfrist verstrichen sei, wurde jedoch keine Flachensanktion verhdngt.1.7 Mit angefochtenem
Abadnderungsbescheid vom 28.3.2013, AZ rémisch 40 , gewahrte die AMA der Beschwerdeflhrerin aufgrund des
Ergebnisses der Vor-Ort-Kontrollen fur das Antragsjahr 2012 eine Betriebspramie in Hohe von € 657,39 und sprach
eine Ruckforderung von € 310,26 aus, wobei sie 25,20 flachenbezogene Zahlungsanspriche, eine beantragte Flache
von 26,73 ha, davon 22,55 ha Almflache, und eine ermittelte Fldche von 17,12 ha, davon 12,94 ha Almflache, zugrunde
legte. Die Differenzflache betrage 8,08 ha und somit mehr als 20 %. Da die vierjahrige Verjahrungsfrist verstrichen sei,
wurde jedoch keine Flachensanktion verhangt.

1.8 Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdefihrerin in offener Frist Berufung (nunmehr: Beschwerde). Darin
fihrt sie aus, dass durch die vertretungsbefugten Kontrollorgane der AMA friher eine wesentlich hohere
Almfutterflache festgestellt worden sei. Die Beschwerdefiihrerin gehe davon aus, dass die Ergebnisse einer von den
AMA-Kontrolloren durchgefihrten amtlichen Kontrolle bis zur nachsten amtlichen Kontrolle zu gelten habe. Die
Beschwerdefiihrerin sei mit der Ruckforderung aufgrund der Reduzierung der Almfutterflache nicht einverstanden und
beantrage, den gegenstandlichen Bescheid ersatzlos aufzuheben und die Gewdhrung der urspriinglich festgestellten
Einheitlichen Betriebspramie.

1.9 Die BeschwerdefUhrerin brachte die Erklarung des Auftreibers gemaR8 8i MOG zu samtlichen Almen vom
13.6.2014 ein.1.9 Die BeschwerdefUhrerin brachte die Erklarung des Auftreibers gemald Paragraph 8 i, MOG zu
samtlichen Almen vom 13.6.2014 ein.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen
1. Feststellungen (Sachverhalt)

1.1 Die Beschwerdefuhrerin stellte fir das Antragsjahr 2007 den Mehrfachantrag-Flachen vom 19.3.2007 und
beantragte ua die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2007 fur in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Die Beschwerdeflhrerin ist Auftreiber auf die Almen
mit den Betriebsnummern XXXX sowie XXXX, fir die deren jeweiliger Bewirtschafter ebenfalls Mehrfachantrage
stellte.1.1 Die Beschwerdeflhrerin stellte fur das Antragsjahr 2007 den Mehrfachantrag-Flachen vom 19.3.2007 und
beantragte ua die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2007 fur in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Die Beschwerdeflhrerin ist Auftreiber auf die Almen
mit den Betriebsnummern rémisch 40 sowie rémisch 40 , fur die deren jeweiliger Bewirtschafter ebenfalls
Mehrfachantrage stellte.

1.2 Am 22.10.2010 wurde auf der Alm mit der Betriebsnummer XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefihrt, bei der
festgestellt wurde, dass im Jahr 2007 die Futterflache statt der beantragten 148,71 ha nur 119,51 ha betrug.1.2 Am
22.10.2010 wurde auf der Alm mit der Betriebsnummer rémisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefihrt, bei der
festgestellt wurde, dass im Jahr 2007 die Futterflache statt der beantragten 148,71 ha nur 119,51 ha betrug.

1.3 Am 27.9.2012 wurde auf der AIm mit der Betriebsnummer XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefiihrt, bei der
festgestellt wurde, dass im Jahr 2007 die Futterflache statt der beantragten 77,92 ha nur 25,32 ha betrug.1.3 Am
27.9.2012 wurde auf der Alm mit der Betriebsnummer rdmisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefuhrt, bei der
festgestellt wurde, dass im Jahr 2007 die Futterflache statt der beantragten 77,92 ha nur 25,32 ha betrug.

1.4 Am 22.10.2012 wurde auf der Alm mit der Betriebsnummer XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefihrt, bei der
festgestellt wurde, dass im Jahr 2007 die Futterflache statt der beantragten 477,31 ha nur 261,64 ha betrug.1.4 Am
22.10.2012 wurde auf der Alm mit der Betriebsnummer rémisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefthrt, bei der
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festgestellt wurde, dass im Jahr 2007 die Futterfldche statt der beantragten 477,31 ha nur 261,64 ha betrug.
1.5 Die Differenz zwischen beantragter und ermittelter Flache betragt 8,08 ha, somit mehr als 20 %.
2. Beweiswurdigung

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem Akt und wurde vom Beschwerdeflhrer nicht substantiiert bestritten. Das
Bundesverwaltungsgericht geht von der nachvollziehbaren Flachenfeststellung aufgrund der Vor-Ort-Kontrollen am
22.10.2012 und am 27.9.2012 aus, weil diese auf Grundlage der nachvollziehbaren Methoden ermittelt wurden und
trotz Ubermittlung der Ergebnisse nicht bestritten wurde. Bestritten wurde schlieBlich nur der Umstand, dass sich
Unterschiede zwischen unterschiedlichen Antragsjahren ergeben hatten.

3. Rechtliche Beurteilung
3.1. Anwendbare Rechtsvorschriften
3.1.1 Zur Zustandigkeit

3.1.1.1 Die einschlagigen Bestimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes - B-VG,BGBI 1/1930 lauten:3.1.1.1 Die
einschlagigen Bestimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes - B-VG, Bundesgesetzblatt 1 aus 1930, lauten:

"Artikel 130. (1) Die Verwaltungsgerichte erkennen Gber Beschwerden

1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit;
2. ...

Artikel 131.(1) ...

(2) Soweit sich aus Abs. 3 nicht anderes ergibt, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes tUber Beschwerden gemal
Art. 130 Abs. 1 in Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von
Bundesbehdrden besorgt werden. Sieht ein Gesetz gemal Art. 130 Abs. 2 Z 2 eine Zustandigkeit der
Verwaltungsgerichte vor, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in den
Angelegenheiten des 6ffentlichen Auftragswesens, die gemald Art. 14b Abs. 2 Z 1 in Vollziehung Bundessache sind.
Sieht ein Gesetz gemdall Art. 130 Abs. 2 Z 3 eine Zustandigkeit der Verwaltungsgerichte vor, erkennt das
Verwaltungsgericht des Bundes Uber Streitigkeiten in dienstrechtlichen Angelegenheiten der 6ffentlich Bediensteten
des Bundes.(2) Soweit sich aus Absatz 3, nicht anderes ergibt, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber
Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, in Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die
unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden. Sieht ein Gesetz gemald Artikel 130, Absatz 2, Ziffer 2, eine
Zustandigkeit der Verwaltungsgerichte vor, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in
Rechtssachen in den Angelegenheiten des 6ffentlichen Auftragswesens, die gemal3 Artikel 14 b, Absatz 2, Ziffer eins, in
Vollziehung Bundessache sind. Sieht ein Gesetz gemald Artikel 130, Absatz 2, Ziffer 3, eine Zustandigkeit der
Verwaltungsgerichte vor, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Streitigkeiten in dienstrechtlichen
Angelegenheiten der 6ffentlich Bediensteten des Bundes.

(3)..."

3.1.1.2 Das Bundesgesetz Uber die Durchfihrung der gemeinsamen Marktorganisationen (Marktordnungsgesetz 2007
- MOG 2007), BGBI | 55/2007 idgF, lautet auszugsweise:3.1.1.2 Das Bundesgesetz Uber die Durchfuhrung der
gemeinsamen Marktorganisationen (Marktordnungsgesetz 2007 - MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil eins, 55 aus
2007, idgF, lautet auszugsweise:

"Zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle

§ 6. (1) Zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Agrarmarkt
Austria (AMA), soweit sich nicht der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt. Jedenfalls sind dem
Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die Erlassung allgemeiner Normen,
soweit sie zur Durchfihrung von Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts erforderlich sind, die
Abwicklung der Transferzahlungen an die jeweils zustédndige Marktordnungs- und Zahistelle, die Vertretung der Land-,
Forst- und Wasserwirtschaft bei den Organen und Gremien der Europaischen Union sowie hinsichtlich der nach
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diesem Absatz sowie Abs. 2 zustandigen Marktordnungsstellen auch die Aufsicht und Kontrolle vorbehalten.Paragraph
6, (1) Zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Agrarmarkt
Austria (AMA), soweit sich nicht der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehdlt. Jedenfalls sind dem
Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die Erlassung allgemeiner Normen,
soweit sie zur Durchfihrung von Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts erforderlich sind, die
Abwicklung der Transferzahlungen an die jeweils zustéandige Marktordnungs- und Zahistelle, die Vertretung der Land-,
Forst- und Wasserwirtschaft bei den Organen und Gremien der Europaischen Union sowie hinsichtlich der nach
diesem Absatz sowie Absatz 2, zustandigen Marktordnungsstellen auch die Aufsicht und Kontrolle vorbehalten.

(2).."

3.1.1.3 Das Bundesgesetz Uber die Errichtung der Marktordnungsstelle "Agrarmarkt Austria" (AMA-Gesetz 1992),BGBI
376/1992, lautet auszugsweise:3.1.1.3 Das Bundesgesetz Uber die Errichtung der Marktordnungsstelle "Agrarmarkt
Austria" (AMA-Gesetz 1992), Bundesgesetzblatt 376 aus 1992,, lautet auszugsweise:

"§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Anderung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im vorliegenden
Bundesgesetz enthalten sind, sowie deren Vollziehung sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das
B-VG etwas anderes vorsieht. Soweit durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von
Bundesgesetzen erlassen werden, Aufgaben an die Agrarmarkt Austria (AMA) Ubertragen werden, kénnen diese
Angelegenheiten von der AMA unmittelbar als Bundesbehoérde besorgt werden."

3.1.1.4 Die malR3geblichen Bestimmungen des Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVvwGG,BGBI | 2013/10 lauten:3.1.1.4
Die maRgeblichen Bestimmungen des Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BYwGG, BGBI romisch eins 2013/10 lauten:

"Einzelrichter

§ 6. Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die
Entscheidung durch Senate vorgesehen ist."Paragraph 6, Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist."

3.1.1.5 Die maRgeblichen Bestimmungen des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwWGVG,BGBI | 2013/33 idF BGBI |
2013/122, lauten:3.1.1.5 Die maligeblichen Bestimmungen des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG, BGBI
rémisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI romisch eins 2013/122, lauten:

"Anwendungsbereich

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes.Paragraph eins, Dieses Bundesgesetz regelt das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit
Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes.

Anzuwendendes Recht

§ 17. Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Verfahren Gber Beschwerden gemald Art.
130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 8§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der
Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBI. Nr. 173/1950, und des
Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, BGBIl. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behorde in dem dem Verfahren vor
dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.Paragraph 17,
Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Artikel
130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rodmisch vier.
Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961, des
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984
- DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behoérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Verhandlung
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§24.(1)...Paragraph 24, (1) ...

(4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet
eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung
eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der
Grundrechte der Europadischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.(4) Soweit durch Bundes-
oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer
Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der
Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta
der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.

(5) ...
Erkenntnisse

§ 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht
die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Paragraph 28, (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder

das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Uber Beschwerden gem&R Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn(2) Uber Beschwerden gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG hat das Verwaltungsgericht

dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn
1. der maRgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des malgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit

gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.
(3) ...
Inkrafttreten

§ 58. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner 2014 in KraftParagraph 58, (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner
2014 in Kraft.

(2) Entgegenstehende Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht sind, bleiben unberihrt.

3).."
3.1.2 In der Sache selbst

3.1.2.1 Die Verordnung (EG) 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln fur
Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EWG) 2019/93, (EG) 1452/2001, (EG) 1453/2001,
(EG) 1454/2001, (EG) 1868/94, (EG) 1251/1999, (EG) 1254/1999, (EG) 1673/2000, (EWG) 2358/71 und (EG) 2529/2001, ABI
L 270 vom 21.10.2003, S 1 lauten in ihrer zum Antragszeitpunkt geltenden Fassung auszugsweise:3.1.2.1 Die
Verordnung (EG) 1782 aus 2003, des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln flr Direktzahlungen im
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EWG) 2019/93, (EG) 1452 aus 2001,, (EG) 1453 aus 2001,, (EG) 1454 aus
2001,, (EG) 1868/94, (EG) 1251 aus 1999,, (EG) 1254 aus 1999,, (EG) 1673 aus 2000,, (EWG) 2358/71 und (EG) 2529 aus
2001,, Amtsblatt L 270 vom 21.10.2003, S 1 lauten in ihrer zum Antragszeitpunkt geltenden Fassung auszugsweise:

"Artikel 36
Zahlungen

(1) Die Beihilfen im Rahmen der Betriebspramienregelung werden auf der Grundlage der Zahlungsanspriiche nach

Kapitel 3 fur eine entsprechende Hektarzahl beihilfefahiger Flachen im Sinne des Artikels 44 Absatz 2 gezahlt.

(...)."


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1958_210_0/1958_210_0.pdf

"Artikel 44
Nutzung der Zahlungsanspriiche

(1) Jeder Zahlungsanspruch gibt zusammen mit je einem Hektar beihilfefahiger Flache Anspruch auf Zahlung des mit
dem Zahlungsanspruch festgesetzten Betrags.

(2) Eine "beihilfefahige Flache" ist jede landwirtschaftliche Fldche des Betriebs, die als Ackerland oder Dauergriinland
genutzt wird, ausgenommen die fur Dauerkulturen, Walder oder nicht landwirtschaftliche Tatigkeiten genutzten
Flachen.

(3) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Flache fir jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AuBer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlichen Umstédnden stehen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber flr einen Zeitraum von mindestens zehn Monaten zur Verfligung, beginnend an einem von den
Mitgliedstaaten festzulegenden Zeitpunkt, der jedoch nicht vor dem 1. September des Kalenderjahres liegt, das dem
Jahr, in dem der Antrag auf Gewahrung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde, vorausgeht.

(4) Die Mitgliedstaaten kdonnen unter ordnungsgemald begriindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu andern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."

3.1.2.2 Die Verordnung (EG)796/2004 der Kommission vom 21. April 2004 mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem
gemald den Verordnungen (EG) 1782/2003 und (EG) 73/2009 des Rates sowie mit Durchfuhrungsbestimmungen zur
Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen gemaf3 der Verordnung (EG) 479/2008 des Rates, ABI L 141 vom 30.4.2004, S
18, im Folgenden VO (EG) 796/2004, lauten auszugsweise3.1.2.2 Die Verordnung (EG)796/2004 der Kommission vom
21. April 2004 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und
zum integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem gemal3 den Verordnungen (EG) 1782 aus 2003, und (EG) 73 aus
2009, des Rates sowie mit Durchfihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen gemald der
Verordnung (EG) 479 aus 2008, des Rates, Amtsblatt L 141 vom 30.4.2004, S 18, im Folgenden VO (EG) 796 aus 2004,

lauten auszugsweise
"Artikel 2

Definitionen

(1) ...

(2) "Dauergrinland": Flachen, die durch Einsaat oder auf naturliche Weise (Selbstaussaat) zum Anbau von Gras oder
anderen Grunfutterpflanzen genutzt werden und mindestens funf Jahre lang nicht Bestandteil der Fruchtfolge des
landwirtschaftlichen Betriebs waren, ausgenommen Flachen im Rahmen von Stilllegungsregelungen gemafR Artikel 107
Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sowie gemal’ der Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates, gemal den
Artikeln 22, 23 und 24der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates und gemal3 Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr.
1698/2005 des Rates stillgelegte Flachen;(2) "Dauergrinland": Flachen, die durch Einsaat oder auf natlrliche Weise
(Selbstaussaat) zum Anbau von Gras oder anderen Grunfutterpflanzen genutzt werden und mindestens funf Jahre lang
nicht Bestandteil der Fruchtfolge des landwirtschaftlichen Betriebs waren, ausgenommen Flachen im Rahmen von
Stilllegungsregelungen gemal Artikel 107 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, sowie gemald der
Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates, gemal? den Artikeln 22, 23 und 24der Verordnung (EG) Nr. 1257 aus 1999,
des Rates und gemal Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 1698 aus 2005, des Rates stillgelegte Flachen;

(2a) "Gras oder andere Grunfutterpflanzen": alle Grunpflanzen, die herkdmmlicherweise in nattrlichem Grinland
anzutreffen oder normalerweise Teil von Saatgutmischungen fir Grinland oder Wiesen in dem Mitgliedstaat sind
(unabhangig davon, ob die Flachen als Viehweiden genutzt werden). Die Mitgliedstaaten kénnen Kulturpflanzen
einschlieBen, die in Anhang IX der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 aufgefihrt sind;(2a) "Gras oder andere
Grunfutterpflanzen™: alle Grunpflanzen, die herkdmmlicherweise in naturlichem Grunland anzutreffen oder
normalerweise Teil von Saatgutmischungen fur Grinland oder Wiesen in dem Mitgliedstaat sind (unabhangig davon,
ob die Flachen als Viehweiden genutzt werden). Die Mitgliedstaaten kdnnen Kulturpflanzen einschliel3en, die in Anhang
rémisch neun der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, aufgefihrt sind;



(3) ...

(22) "Ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften flr die Beihilfegewadhrung festgelegten Voraussetzungen
genlgt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsanspruchen als ermittelte Flache zu betrachten;

Artikel 8
Allgemeine Grundsatze in Bezug auf die landwirtschaftlichen Parzellen

(1) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 gilt eine mit Baumen
bestandene Parzelle als landwirtschaftliche Parzelle im Rahmen der flaichenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die
landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw die beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht
baumbestandenen Parzellen in demselben Gebiet moglich sind.(1) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, gilt eine mit Baumen bestandene Parzelle als landwirtschaftliche
Parzelle im Rahmen der flaichenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw die
beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht baumbestandenen Parzellen in demselben
Gebiet moglich sind.

(2) Werden Flachen gemeinsam genutzt, so teilen die zustandigen Behdrden diese fiktiv entsprechend dem Umfang

der Nutzung durch die einzelnen Betriebsinhaber oder entsprechend deren Nutzungsrechten auf diese auf.
Artikel 11
Einreichung des Sammelantrags

(1) Ein Betriebsinhaber kann im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen nur einen Sammelantrag pro Jahr

einreichen.

(2) Der Sammelantrag ist bis zu einem von den Mitgliedstaaten auf spatestens 15. Mai des Jahres festzusetzenden
Termin einzureichen. Estland, Lettland, Litauen, Finnland und Schweden kénnen den Termin auf spdtestens 15. Juni
festsetzen.

[..].
Artikel 19
Berichtigung offensichtlicher Irrtimer

Unbeschadet der Artikel 11 bis 18 kann ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn
die zustandige Behdrde offensichtliche Irrtimer anerkennt.

Artikel 30
Bestimmung der Flachen

(1) Die Flachen der landwirtschaftlichen Parzellen werden mit Mitteln bestimmt, die nachweislich eine Messgenauigkeit
gewahrleisten, welche derjenigen, wie sie von der auf Gemeinschaftsebene festgelegten geltenden technischen Norm
vorgeschrieben wird, zumindest gleichwertig ist.

Es wird eine Toleranzmarge festgelegt mit einem auf den Parzellenumfang angewendeten Pufferwert von héchstens
1,5 m. Die Hochsttoleranz fur die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen darf jedoch einen Absolutwert von 1,0 ha
nicht Gberschreiten.

Die Toleranzmarge nach Unterabsatz 2 gilt nicht fir Olbaumparzellen, deren Fliche entsprechend Anhang XXIV
Nummern 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1973/2004 in Oliven-GIS-ha berechnet wird.Die Toleranzmarge nach
Unterabsatz 2 gilt nicht fiir Olbaumparzellen, deren Flache entsprechend Anhang rémisch 24 Nummern 2 und 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1973 aus 2004, in Oliven-GIS-ha berechnet wird.

(2) Die Gesamtflache einer landwirtschaftlichen Parzelle kann bertcksichtigt werden, sofern sie nach den
gebrauchlichen Normen des Mitgliedstaats oder der betreffenden Region ganz genutzt wird. Andernfalls wird die
tatsachlich genutzte Flache bertcksichtigt.



FUr Regionen, in denen bestimmte Landschaftsmerkmale, insbesondere Hecken, Graben oder Mauern, traditionell
Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, kdnnen die Mitgliedstaaten festlegen, dass
die entsprechende Flache als Teil der vollstandig genutzten Flache gilt, sofern sie eine von den Mitgliedstaaten zu
bestimmende Gesamtbreite nicht tbersteigt. Diese Breite muss der in der betreffenden Region traditionell Gblichen
Breite entsprechen und darf zwei Meter nicht Gberschreiten. Die Mitgliedstaaten kdnnen nach vorheriger Mitteilung an
die Kommission eine gréRere Breite als zwei Meter zulassen, wenn die betreffenden Flachen fur landwirtschaftliche

Kulturpflanzen bei der Festsetzung der Ertrage der betreffenden Regionen berucksichtigt wurden.

(3) Uber die Bestimmungen des Absatzes 2 hinaus sind alle Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang IIl der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 aufgefiihrten Rechtsakten genannt oder Bestandteil des in Artikel 5 und Anhang IV
derselben Verordnung bezeichneten guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kdnnen, Teil der
Gesamtfliche der landwirtschaftlichen Parzelle.3) Uber die Bestimmungen des Absatzes 2 hinaus sind alle
Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang rémisch drei der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, aufgefuhrten
Rechtsakten genannt oder Bestandteil des in Artikel 5 und Anhang rémisch vier derselben Verordnung bezeichneten
guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kénnen, Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen
Parzelle.

(4) Die Beihilfefahigkeit der landwirtschaftlichen Parzellen wird mit geeigneten Mitteln Gberpruft. Hierzu wird
erforderlichenfalls die Vorlage entsprechender zusatzlicher Belege verlangt.

Artikel 50
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

1. Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen
far Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel IV Kapitel 6, 9 bzw 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, die
ermittelte Flache einer Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angegebenen Flache, so wird bei der Berechnung des
Beihilfebetrags die angegebene Flache berlcksichtigt.1. Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemal Titel
réomisch vier Kapitel 6, 9 bzw 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, die ermittelte Flache einer Kulturgruppe
Uber der im Beihilfeantrag angegebenen Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags die angegebene
Flache berucksichtigt.

2. Ergibt sich bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung eine Abweichung zwischen den
angemeldeten Zahlungsanspriuchen und der angemeldeten Fldche so wird, unbeschadet der gemaR den Artikeln 51
und 53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschltsse aufgrund der tatsachlich ermittelten Flache, fur die Berechnung
der Zahlung die niedrigere der beiden Gré3en zugrunde gelegt.

3. Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flaichenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen
far Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel IV Kapitel 6, 9 bzw 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, die im
Sammelantrag angegebene Flache Uber der ermittelten Fldche derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe,
unbeschadet der gemal3 den Artikeln 51 und 53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der Grundlage der
fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.3. Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel
romisch vier Kapitel 6, 9 bzw 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, die im Sammelantrag angegebene Flache
Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaR den Artikeln 51 und
53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache
berechnet.

Artikel 51
Kiirzungen und Ausschliisse in Fallen von Ubererkldrungen

(1) Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der flaichenbezogenen Beihilferegelungen,
ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemdaR Titel IV Kapitel 6, 9 bzw 10c der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, Uber der gemald Artikel 50 Absatze 3, 4 und 5 der vorliegenden Verordnung
ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekiirzt um das Doppelte der



festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz Uber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der
ermittelten Flache ausmacht. Liegt die festgestellte Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die
betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene Beihilfe gewahrt.(1) Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete
Flache fur die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln,
Saatgut und Tabak gemal3 Titel romisch vier Kapitel 6, 9 bzw 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, Uber der
gemal Artikel 50 Absatze 3, 4 und 5 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der
Grundlage der ermittelten Flache, geklrzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz
Uber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht. Liegt die festgestellte Differenz
Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene Beihilfe gewahrt.

Artikel 73
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

1. Bei zu Unrecht gezahlten Betragen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuziglich der gemaf3
Absatz 3 berechneten Zinsen verpflichtet.

3. Die Zinsen werden fir den Zeitraum zwischen der Ubermittlung des Riickforderungsbescheids an den
Betriebsinhaber und der tatsachlichen Rickzahlung bzw dem Abzug berechnet. Der anzuwendende Zinssatz wird nach
MaRgabe der einschlagigen nationalen Rechtsvorschriften festgesetzt, darf jedoch nicht niedriger sein als der bei der
Ruckforderung von Betragen nach einzelstaatlichen Vorschriften geltende Zinssatz.

4. Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemaR Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurlickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte. Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fir die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdlf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist.

5. Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal Absatz 1 gilt nicht, wenn zwischen dem Tag der Zahlung der Beihilfe und
dem Tag, an dem der Beglnstigte von der zustandigen Behorde erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt
wurde, mehr als zehn Jahre vergangen sind. Der in Unterabsatz 1 genannte Zeitraum wird jedoch auf vier Jahre
verklrzt, wenn der Beglinstigte in gutem Glauben gehandelt hat.

6. FUr Betrage, die aufgrund von Kurzungen und Ausschlissen gemal3 den Bestimmungen des Artikels 21 und des
Titels IV zurlickgezahlt werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.6. Fur Betrage, die aufgrund von
Kirzungen und Ausschlissen gemal3 den Bestimmungen des Artikels 21 und des Titels rémisch vier zurtickgezahlt

werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.
7. Die Absatze 4 und 5 gelten nicht bei Vorschissen."

3.1.2.3 Die Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Gber die
Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und Uber das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem im Bereich
der Direktzahlungen (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008), BGBI 11 31/2008 idFBGBI 1l 296/2008 lautet
auszugsweise:3.1.2.3 Die Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft Uber die Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und Uber das integrierte Verwaltungs- und
Kontrollsystem im Bereich der Direktzahlungen (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008), Bundesgesetzblatt Teil 2, 31
aus 2008, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil 2, 296 aus 2008, lautet auszugsweise:

"Sammelantrag

8§ 3. (1) Der Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) ist von allen Betriebsinhabern, die Direktzahlungen beziehen,
abzugeben. Der Sammelantrag ist fur das jeweilige Kalenderjahr bis 15. Mai unter Verwendung eines von der AMA
aufzulegenden Formblattes einzureichen. Gleichzeitig sind vom Antragsteller samtliche fur die Erledigung seines
Antrages erforderlichen Nachweise zu erbringen. Entsprechende Unterlagen sind dem jeweiligen Antrag beizulegen.
Der Antrag hat zusatzlich zu den Angaben, die in den in 8 1 genannten Rechtsakten gefordert sind, folgende Angaben
zu enthalten:Paragraph 3, (1) Der Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) ist von allen Betriebsinhabern, die
Direktzahlungen beziehen, abzugeben. Der Sammelantrag ist fir das jeweilige Kalenderjahr bis 15. Mai unter
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Verwendung eines von der AMA aufzulegenden Formblattes einzureichen. Gleichzeitig sind vom Antragsteller
samtliche fur die Erledigung seines Antrages erforderlichen Nachweise zu erbringen. Entsprechende Unterlagen sind
dem jeweiligen Antrag beizulegen. Der Antrag hat zusatzlich zu den Angaben, die in den in Paragraph eins, genannten
Rechtsakten gefordert sind, folgende Angaben zu enthalten:

1. Name/Firma, Geburtsdatum und Anschrift des Antragstellers,

2. Betriebsnummer; verfugt der Antragsteller Uber mehrere Betriebsnummern, so hat er die Hauptbetriebsnummer zu
kennzeichnen,

3. Bankverbindung und Namenskonto bei einem Kreditinstitut,
4. Angabe der Flachen, getrennt nach ihrer Nutzung als

a) Ackerflachen mit Ausnahme jener Flachen, fur die eine gesonderte Nutzung gemald lit. ¢) bis o) anzugeben is@)
Ackerflachen mit Ausnahme jener Flachen, fir die eine gesonderte Nutzung gemal Litera c,) bis 0) anzugeben ist,

b) Dauergrunlandflachen,
Q..

(2) Die Flachen sind nach Lage und GroRe in ha mit zwei Dezimalstellen kaufmannisch gerundet, Katastralgemeinde
und Grundstticksnummer anzugeben.

(3).."

3.1.2.4 Die Verordnung des Bundesministers fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Gber eine
auf ein geographisches Informationssystem gestitzte Flachenidentifizierung (INVEKOS-GIS-Verordnung) BGBI |l
335/2004 lautet auszugsweise:3.1.2.4 Die Verordnung des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft Gber eine auf ein geographisches Informationssystem gestutzte Flachenidentifizierung (INVEKOS-GIS-
Verordnung) Bundesgesetzblatt Teil 2, 335 aus 2004, lautet auszugsweise:

"Begriffsbestimmungen
8 3. Im Sinne dieser Verordnung bedeuten:Paragraph 3, Im Sinne dieser Verordnung bedeuten:

1. Feldstiick: eine eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkennbare Bewirtschaftungseinheit mit nur einer
Nutzungsart gemal3 8 7, die zur Ganze innerhalb oder aulRerhalb des benachteiligten Gebietes liegt.1. Feldsttick: eine
eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkennbare Bewirtschaftungseinheit mit nur einer Nutzungsart gemaf}
Paragraph 7,, die zur Ganze innerhalb oder auBerhalb des benachteiligten Gebietes liegt.

2. Grundstuck: jener Teil einer Katastralgemeinde, der im Grenzkataster oder im Grundsteuerkataster als solcher mit
einer eigenen Nummer bezeichnet ist.

3. Grundstulcksanteil am Feldsttick: jener Flachenanteil eines Grundstlickes, der zu einem bestimmten Feldstick
gehort.

4. Schlag: eine zusammenhangende Flache auf einem Feldstick, die fur eine Vegetationsperiode mit nur einer Kultur
bewirtschaftet wird oder auf der jegliche Kultur fehlt.

5...
Feldstlck, Grundstucksanteil am Feldstlck und Schlag

§8 5. (1) Flachenangaben zum Feldstlck, Grundsticksanteil am Feldstiick und Schlag erfolgen ausgehend von der
ermittelten Grundstucksflache. Das AusmalB der Flache ist jeweils fir die tatsachlich genutzte Flache zu ermitteln. Nicht
beihilfefahige Flachen wie insbesondere fir Weg- oder Gebaudeflachen sind von der Grundstulicksflache abzuziehen,
ebenso Hecken, Graben, Geholze oder Mauern, soweit in Abs. 2 nicht anderes geregelt ist.Paragraph 5, (1)
Flachenangaben zum Feldstlck, Grundstticksanteil am Feldstick und Schlag erfolgen ausgehend von der ermittelten
Grundstucksflache. Das Ausmald der Flache ist jeweils fir die tatsachlich genutzte Flache zu ermitteln. Nicht
beihilfefahige Flachen wie insbesondere fir Weg- oder Gebaudeflachen sind von der Grundstuicksflache abzuziehen,
ebenso Hecken, Graben, Geholze oder Mauern, soweit in Absatz 2, nicht anderes geregelt ist.

(2) Landschaftsmerkmale im Sinne des Art. 30 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 gelten unbeschadet
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beihilfenspezifischer Regelungen dann als Teil der tatsachlich genutzten Flache, wenn sie insbesondere eine Breite von
zwei Metern oder im Verhaltnis zur Gesamtflache des Feldstlicks eine signifikante Gréf3e nicht Uberschreiten.(2)
Landschaftsmerkmale im Sinne des Artikel 30, der Verordnung (EG) Nr. 796 aus 2004, gelten unbeschadet
beihilfenspezifischer Regelungen dann als Teil der tatsachlich genutzten Flache, wenn sie insbesondere eine Breite von
zwei Metern oder im Verhaltnis zur Gesamtflache des Feldstlcks eine signifikante GroRe nicht Uberschreiten.

3. Abschnitt
Hofkarte
Definition

§ 8. Die Hofkarte ist eine unter Einsatz computergestitzter geographischer Informationstechniken erstellte
kartographische Unterlage. Dabei sind auf Orthophotobildern von den landwirtschaftlich genutzten Flachen eines
Betriebs jedenfalls ersichtlich gemacht:Paragraph 8, Die Hofkarte ist eine unter Einsatz computergestltzter
geographischer Informationstechniken erstellte kartographische Unterlage. Dabei sind auf Orthophotobildern von den
landwirtschaftlich genutzten Flachen eines Betriebs jedenfalls ersichtlich gemacht:

1. der graphische Datenbestand der einzelnen Grundstiicke laut DKM (Grenzen, Nummern, Nutzungslinien und
Nutzungssymbole);

2. die Feldsticksgrenzen aufgrund von Digitalisierungen im Auftrag des Antragstellers bzw. bei deren Fehlen ein
Vorschlag fur eine Feldstlcksbildung anhand der letzten Antragstellung vor Erstellung der Hofkarte.

Verwendung

8 9. (1) Die Hofkarte dient dem Antragsteller als Hilfsmittel bei der Ermittlung von Lage und Ausmal3 beihilfenrelevanter
Flachen.Paragraph 9, (1) Die Hofkarte dient dem Antragsteller als Hilfsmittel bei der Ermittlung von Lage und Ausmal3
beihilfenrelevanter Flachen.

(2) Die Hofkarte ist von der Agrarmarkt Austria fur Vor-Ort-Kontrollen heranzuziehen.
Zugriff

8 10. (1) Die Agrarmarkt Austria Ubermittelt allen Antragstellern, die zum letzten vor der Erstellung der Hofkarte
liegenden Antragstermin einen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, einen Ausdruck der Hofkarte.
Dabei kann sie sich beauftragter Stellen bedienen. Betriebsinhabern, die zu diesem Zeitpunkt keinen Sammelantrag
(Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, wird erstmals nach der nachsten von ihnen durchgefihrten Antragstellung
die Hofkarte Ubermittelt.Paragraph 10, (1) Die Agrarmarkt Austria Ubermittelt allen Antragstellern, die zum letzten vor
der Erstellung der Hofkarte liegenden Antragstermin einen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben,
einen Ausdruck der Hofkarte. Dabei kann sie sich beauftragter Stellen bedienen. Betriebsinhabern, die zu diesem
Zeitpunkt keinen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, wird erstmals nach der nachsten von ihnen
durchgefiihrten Antragstellung die Hofkarte Gbermittelt.

(2) Ein elektronischer Zugriff des Antragstellers auf die Daten der Hofkarte samt Internetapplikation ist
sicherzustellen."

3.1.2.6 Die INVEKOS-GIS-Verordnung 2011,BGBI Il 330/2011, lautet so weit relevant3.1.2.6 Die INVEKOS-GIS-
Verordnung 2011, Bundesgesetzblatt Teil 2, 330 aus 2011,, lautet so weit relevant:

Referenzparzelle

"8 4. (1) Referenzparzelle im Sinne des Art. 6 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 ist das Feldsttckspolygon, das aus
Grundstucksanteilen besteht."§ 4. (1) Referenzparzelle im Sinne des Artikel 6, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009,
ist das Feldsttickspolygon, das aus Grundstticksanteilen besteht.

(2) Soweit eine Referenzparzelle bei Almen oder Hutweiden sowohl produktive Flachen als auch unproduktive Fldchen
aufweist, gilt als Referenzflache die Summe der zur Beweidung geeigneten Teilflachen mit einheitlichem Bewuchs unter
Abzug von Odland und tiberschirmten Flichen nach MaRgabe des Odland- oder Uberschirmungsgrades.

(3) Zur Referenzparzelle zahlen auch
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a) Flachen, die zwar aktuell nicht landwirtschaftlich genutzt werden, jedoch spdtestens nach drei Jahren und mit
geringem Aufwand wieder landwirtschaftlich genutzt werden (sonstige Flachen);

b) Landschaftselemente gemald Art. 34 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009; davon Landschaftselemente, die in
den in Anhang Il der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 aufgefiuhrten Rechtsakten genannt sind, unter der Voraussetzung,
dass der Antragsteller im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht diese Eigenschaft nachweist;b) Landschaftselemente
gemal Artikel 34, Absatz 3, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009,; davon Landschaftselemente, die in den in Anhang
rémisch zwei der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, aufgefuhrten Rechtsakten genannt sind, unter der Voraussetzung,

dass der Antragsteller im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht diese Eigenschaft nachweist;

c) Traditionelle Charakteristika gemaf3 Art. 34 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009, wenn sie eine Breite von zwei
Metern nicht Uberschreiten sowiec) Traditionelle Charakteristika gemal Artikel 34, Absatz 2, der Verordnung (EG) Nr.

1122 aus 2009,, wenn sie eine Breite von zwei Metern nicht Gberschreiten sowie

d) Landschaftselemente und sonstige nattrliche Merkmale mit einer Gréf3e von weniger als einem Ar, wenn deren
GesamtausmalR 6 % der Referenzflache nicht Uberschreitet; bei Almen und Hutweiden gilt dies nur fur Teilflachen, bei

denen kein Abzug von Odland und tberschirmten Fldchen zu erfolgen hat.
Lit. b bis d gelten ungeachtet einer digitalen Erfassung der Landschaftselemente im Landschaftselementelayer."

3.1.2.6 Die Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Uber die
Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und Uber das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem im Bereich
der Direktzahlungen und sonstigen horizontalen Regeln (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008), BGBI Il 31/2008,
lautet so weit relevant:3.1.2.6 Die Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft Uber die Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und Uber das integrierte Verwaltungs- und
Kontrollsystem im Bereich der Direktzahlungen und sonstigen horizontalen Regeln (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung
2008), Bundesgesetzblatt Teil 2, 31 aus 2008,, lautet so weit relevant:

"Feststellungsbescheid

8§ 13. Die AMA kann Feststellungsbescheide erlassen, wenn eine Partei wegen der Streitigkeit oder Unsicherheit von
Rechtsverhaltnissen oder rechtserheblichen Tatsachen - wie insbesondere das Vorliegen eines oder mehrerer Betriebe
oder das Bestehen von Zahlungsanspriichen - Gefahr lauft, Nachteile zu erleiden."Paragraph 13, Die AMA kann
Feststellungsbescheide erlassen, wenn eine Partei wegen der Streitigkeit oder Unsicherheit von Rechtsverhaltnissen
oder rechtserheblichen Tatsachen - wie insbesondere das Vorliegen eines oder mehrerer Betriebe oder das Bestehen
von Zahlungsansprichen - Gefahr 1auft, Nachteile zu erleiden."

3.2 Zu Spruchpunkt A) - Inhaltliche Beurteilung der Beschwerde

3.2.1 Im vorliegenden Fall wurde im Hinblick auf das Antragsjahr 2007 eine Differenz zwischen beantragter und
ermittelter von mehr als 20 % der ermittelten Flache festgestellt. Sie ist zur Ganze auf Flachendifferenzen auf den
betroffenen Almen zurtickzufthren.

Aus diesem Grund wdre gemalR Art 51 VO (EG) 796/2004 auf der Grundlage der ermittelten Flache keine
flachenbezogene Beihilfe zu gewahren gewesen. Von der Sanktion - keine Gewahrung einer flachenbezogenen Beihilfe
- wurde jedoch von der Behérde aufgrund des von ihr angenommenen Verstreichens der vierjahrigen Verjahrungsfrist
abgesehen. Somit ist durch das erkennende Gericht nicht auf das etwaige Verschulden der Antragstellerin
einzugehen.Aus diesem Grund ware gemal3 Artikel 51, VO (EG) 796 aus 2004, auf der Grundlage der ermittelten Flache
keine flachenbezogene Beihilfe zu gewahren gewesen. Von der Sanktion - keine Gewahrung einer flachenbezogenen
Beihilfe - wurde jedoch von der Behorde aufgrund des von ihr angenommenen Verstreichens der vierjahrigen
Verjahrungsfrist abgesehen. Somit ist durch das erkennende Gericht nicht auf das etwaige Verschulden der
Antragstellerin einzugehen.

3.2.2 Die Beschwerdeflhrerin bringt nichts Konkretes gegen die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle vor und stellt auch
nicht substantiiert dar, inwiefern die Umlegung des Ergebnisses dieser Kontrolle auf das Jahr 2007 unzutreffend sein
sollte.

Es ist darauf hinzuweisen, dass Art 58 VO (EU) 1306/2013 und ahnlich bisher Art 9 der VO (EG) 1290/2005 die
Mitgliedstaaten verpflichten, im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften
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sowie alle sonstigen Mallnahmen zu erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu
gewahrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte Betrage zuzlglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn
notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies wurde auch in Art 73 Abs 1 VO (EG) 796/2004 festgelegt.
Aus Vorgangerbestimmungen leitete der Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Rickforderung von zu
Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, C-304/00, Strawson (Farms) Ltd. und J.A.
Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unbericksichtigt bleiben dirfen. Auch
der Verwaltungsgerichtshof hat zuletzt neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehdrden insbesondere
berechtigt und verpflichtet sind, die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide,
mit denen die Betriebspramien in einer bestimmten Héhe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind,
abzuandern (VWGH 9.9.2013, 2011/17/0216).Es ist darauf hinzuweisen, dass Artikel 58, VO (EU) 1306 aus 2013, und
ahnlich bisher Artikel 9, der VO (EG) 1290 aus 2005, die Mitgliedstaaten verpflichten, im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen Malinahmen zu erlassen, um einen
wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu gewahrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte
Betrage zuzlglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies
wurde auch in Artikel 73, Absatz eins, VO (EG) 796 aus 2004, festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen leitete der
Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Riickforderung von zu Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den
Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, C-304/00, Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass
aktuelle Kontrollergebnisse nicht unberlcksichtigt bleiben dirfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat zuletzt
neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehorden insbesondere berechtigt und verpflichtet sind, die dem
Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die Betriebspramien in einer
bestimmten Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzudndern (VwGH 9.9.2013,
2011/17/0216).

Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Art 73 Abs 4 VO (EG) 796/2004 geregelten Grundsatz des
Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behdérdenirrtum vor, weil fehlerhafte
Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den Antragsteller die
Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalle trifft, ist es an ihm gelegen, in
Zweifelsfallen die beihilfefdhige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl VwGH 7.10.2013,
2013/17/0541). Dass die Beschwerdeflhrerin dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde von
ihm nicht belegt.Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Artikel 73, Absatz 4, VO (EG) 796 aus 2004, geregelten
Grundsatz des Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der
vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behd&rdenirrtum vor, weil
fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den
Antragsteller die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalie trifft, ist es an ihm
gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwGH
7.10.2013, 2013/17/0541). Dass die Beschwerdefiihrerin dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat,
wurde von ihm nicht belegt.

Auch legte die BeschwerdefUhrerin nicht ausreichend konkret dar, auf Grund welcher Umstande das Ergebnis der Vor-
Ort-Kontrolle im Jahr 2012 von der belangten Behdrde nicht hatte verwendet werden dirfen (vgl. VWGH 16.11.2011,
2011/17/0145).Auch legte die Beschwerdefiihrerin nicht ausreichend konkret dar, auf Grund welcher Umstande das
Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle im Jahr 2012 von der belangten Behdrde nicht hatte verwendet werden durfen
vergleiche VWGH 16.11.2011, 2011/17/0145).

3.2.3 Erganzend wird festgestellt, dass samtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage fir die Gewahrung der Beihilfe
darstellen, dem Landwirt oder dem Almobmann als seinem Vertreter online im Rahmen der Internet-Applikation
INVEKOS-GIS zur Verflgung stehen, soweit diese nicht ohnehin personlich zugestellt werden (8 10 INVEKOS-GIS-
Verordnung).3.2.3 Erganzend wird festgestellt, dass samtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage fur die Gewahrung
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der Beihilfe darstellen, dem Landwirt oder dem Almobmann als seinem Vertreter online im Rahmen der Internet-
Applikation INVEKOS-GIS zur Verfugung stehen, soweit diese nicht ohnehin persdnlich zugestellt werden (Paragraph
10, INVEKOS-GIS-Verordnung).

3.2.4 Ein Rechtsanspruch auf bescheidmalige Festsetzung der Referenzfliche ist den europarechtlichen
Rechtsgrundlagen nicht zu entnehmen (ausfuhrlich dazu BVwG 21.5.2014, W118 2007172). Nach standiger
Rechtsprechung des VwGH sind die Verwaltungsbehdrden befugt, im Rahmen ihrer ortlichen und sachlichen
Zustandigkeit auch Feststellungsbescheide zu erlassen, sofern hieflir entweder eine diesbezigliche ausdrickliche
gesetzliche Anordnung vorliegt, oder ein im 6ffentlichen Interesse begrindeter Anlass dazu gegeben oder aber die
Feststellung im rechtlichen Interesse einer Partei erforderlich ist und die Verwaltungsvorschriften nicht anderes
bestimmen; ein Feststellungsbescheid ist jedenfalls dann nicht zuldssig, wenn die fiur die Feststellung maRgebende
Rechtsfrage im Rahmen eines anderen gesetzlich vorgezeichneten Verwaltungsverfahrens zu entscheiden ist, wobei
insbesondere auch die Mdglichkeit der Erlassung eines Leistungsbescheides der Zulassigkeit eines
Feststellungsbescheides entgegensteht (vgl aus der jungsten Vergangenheit VwGH 23.1.2014, 2013/07/0133 unter
Verweis auf VwGH 25.4.1996,95/07/0216).3.2.4 Ein Rechtsanspruch auf bescheidmaRige Festsetzung der
Referenzflache ist den europarechtlichen Rechtsgrundlagen nicht zu entnehmen (ausfihrlich dazu BVvwG 21.5.2014,
W118 2007172). Nach standiger Rechtsprechung des VwWGH sind die Verwaltungsbehorden befugt, im Rahmen ihrer
ortlichen und sachlichen Zustandigkeit auch Feststellungsbescheide zu erlassen, sofern hieflr entweder eine
diesbeziigliche ausdrickliche gesetzliche Anordnung vorliegt, oder ein im Offentlichen Interesse begriindeter Anlass
dazu gegeben oder aber die Feststellung im rechtlichen Interesse einer Partei erforderlich ist und die
Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen; ein Feststellungsbescheid ist jedenfalls dann nicht zuldssig, wenn
die fir die Feststellung mafRgebende Rechtsfrage im Rahmen eines anderen gesetzlich vorgezeichneten
Verwaltungsverfahrens zu entscheiden ist, wobei insbesondere auch die Mdglichkeit der Erlassung eines
Leistungsbescheides der Zulassigkeit eines Feststellungsbescheides entgegensteht vergleiche aus der jlngsten
Vergangenheit VWGH 23.1.2014, 2013/07/0133 unter Verweis auf VWGH 25.4.1996,95/07/0216).

Hinsichtlich der gesetzlichen Anordnung zur Erlassung von Feststellungsbescheiden kdnnte naheliegender Weise an
erster Stelle auf § 13 INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008 verwiesen werden. Der VWGH kam im Wesentlichen zu
dem Schluss, dass die angeflihrte Bestimmung lediglich eine Prazisierung der Rechtsprechung des VwGH zur
Zulassigkeit von Feststellungsbescheiden darstellen kann (VwGH 16.5.2011, 2011/17/0007).Hinsichtlich der
gesetzlichen Anordnung zur Erlassung von Feststellungsbescheiden kdnnte naheliegender Weise an erster Stelle auf
Paragraph 13, INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008 verwiesen werden. Der VWGH kam im Wesentlichen zu dem
Schluss, dass die angefuihrte Bestimmung lediglich eine Prazisierung der Rechtsprechung des VWGH zur Zulassigkeit
von Feststellungsbescheiden darstellen kann (VwGH 16.5.2011, 2011/17/0007).

Eine auf die Festlegung der Referenzflache folgende Antragstellung ist zwingende Voraussetzung flr die Gewdhrung
von Pramien. Sie ist fur die Beschwerdefuhrerin nicht nur méglich, sondern vielmehr unumganglich. Die Beschreitung
des Rechtswegs vor den Verwaltungsbehérden bzw den Gerichten durch die BeschwerdefUhrerin im Sinn der
Rechtsprechung des VwWGH ist auch zumutbar (vgl zu diesem Kriterium etwa VwWGH 14.10.2013, 2013/12/0042 mwN).
Wenn die Beschwerdefuhrerin namlich vorbringt, eine Beantragung Uber das Ausmall der seitens der AMA
festgesetzten Referenzflache hinaus berge das Risiko einer Sanktionierung, ist darauf hinzuweisen, dass die
Beschwerdefiihrerin einem solchen Risiko nach der oben zitierten Rechtsprechung des VwGH etwa durch die
Beiziehung eines Sachverstandigen aus dem Weg gehen kann.Eine auf die Festlegung der Referenzflache folgende
Antragstellung ist zwingende Voraussetzung fur die Gewahrung von Pramien. Sie ist fur die BeschwerdefUhrerin nicht
nur moglich, sondern vielmehr unumganglich. Die Beschreitung des Rechtswegs vor den Verwaltungsbehdrden bzw
den Gerichten durch die Beschwerdefiihrerin im Sinn der Rechtsprechung des VwWGH ist auch zumutbar vergleiche zu
diesem Kriterium etwa VwWGH 14.10.2013, 2013/12/0042 mwN). Wenn die Beschwerdefihrerin namlich vorbringt, eine
Beantragung Uber das Ausmall der seitens der AMA festgesetzten Referenzflache hinaus berge das Risiko einer
Sanktionierung, ist darauf hinzuweisen, dass die Beschwerdefuhrerin einem solchen Risiko nach der oben zitierten
Rechtsprechung des VwGH etwa durch die Beiziehung eines Sachverstandigen aus dem Weg gehen kann.

Ein derartiger Feststellungsbescheid kénnte dartber hinaus nicht im gerichtlichen Verfahren erlassen werden, da das
Gericht nur auf Grundlage des vom Bescheid umfassten Verfahrensgegenstandes entscheiden kann.

3.2.5 Der durch die MOG-NovelleBGBI | 47/2014 neu eingefligte8 8i MOG 2007 enthalt nun auch die explizite
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Regelung, dass Kurzungen und Ausschlisse keine Anwendung finden, wenn flir den Auftreiber keine Umstande
erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen
hatten konnen. Da im konkreten Fall keine Kirzungen verhangt wurden, ist die Erklarung des Auftreibers gem. 8 8i
MOG nicht von Bedeutung3.2.5 Der durch die MOG-Novelle Bundesgesetzblatt Teil eins, 47 aus 2014, neu eingefligte
Paragraph 8 i, MOG 2007 enthalt nun auch die explizite Regelung, dass Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung
finden, wenn fur den Auftreiber keine Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers
der AIm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten konnen. Da im konkreten Fall keine Kirzungen verhangt
wurden, ist die Erklarung des Auftreibers gem. Paragraph 8 i, MOG nicht von Bedeutung.

Die Entscheidung der AMA erfolgte daher zu Recht.

3.2.6 Von der Durchfiihrung einer mundlichen Verhandlung konnte abgesehen werden, da Uber die Beschwerde
ausschlie3lich auf Grund der Aktenlage entschieden werden konnte. Das Gericht konnte aufgrund des schriftlichen
Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art 6 Abs 1 MRK oder Art 47 GRC bedeutet hatte (VWGH
20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des
Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat
(vgl EuGH 27.6.2013, C-93/12, Agrokonsulting).3.2.6 Von der Durchfuhrung einer muandlichen Verhandlung konnte
abgesehen werden, da Uber die Beschwerde ausschlieBlich auf Grund der Aktenlage entschieden werden konnte. Das
Gericht konnte aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6,
Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet hatte (VWGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt
offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems
(INVEKOS) priméar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat vergleiche EuGH 27.6.2013, C-93/12,
Agrokonsulting).

3.3. Zu Spruchpunkt B) - Nichtzulassung der Revision

Die Revision ist gemal Art 133 Abs 4 B-VG unzulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwGH.Die Revision ist
gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG unzulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt,
der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwGH.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
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